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Zusammen geht mehr
STREIK – ver.di und EVG legen Verkehr im Land für einen Tag lahm

Die öffentliche Aufregung war 
schon im Vorfeld groß: Am Mon-
tag, 27. März, riefen ver.di und 
EVG gleichzeitig Beschäftigte der 
Branchen, für die sie gerade Tarif-
verhandlungen führen, gemeinsam 
zu Warnstreiks und Aktionen auf. 
Für ver.di war es ein zentraler 
Streiktag für den Verkehrs- und 
 Infrastrukturbereich. Beschäftigte 
von Flughäfen, kommunaler 
ÖPNV-Betriebe in sieben Bundes-
ländern, in Teilen der kommunalen 
Häfen, der Autobahngesellschaft 
und der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung legten ihre Arbeit nie-
der. 

Dabei ging es nicht nur um den 
öffentlichen Dienst, für den die 
Verhandlungen an diesem Tag in 
der dritten Runde in Potsdam fort-
gesetzt wurden (siehe Seite 5). An 
den Flughäfen streikten neben Be-
schäftigten des öffentlichen Diens-
tes auch die Kolleg*innen von Bo-
denverkehrsdiensten und der Luft-
sicherheit. Auch in diesen beiden 
Branchen führt ver.di derzeit Ver-
handlungen. Hinzu kommen die 
Beschäftigten der Deutschen Bahn 
und weitere rund 50 Verkehrsbe-
triebe, für denen die EVG zur Zeit 
verhandelt. 

Doch egal welcher Bereich, wel-
che Gewerkschaft: Die Arbeitgeber 
haben sich in den Verhandlungen 
bislang sehr zurückhaltend mit ih-
ren Angeboten gezeigt. Trotz Infla-
tion und ohnehin nicht gerade üp-
piger Löhne, obwohl die Beschäf-
tigten aller Bereiche während der 
Corona-Pandemie gezeigt haben, 

dass sie den Laden am Laufen hal-
ten. „Die bislang vorliegenden An-
gebote der Arbeitgeber bessern 
die Situation nicht, sie verschärfen 
den Konflikt“, sagte der ver.di-Vor-
sitzende Frank Werneke bei der 
Ankündigung des Streiktags.

Das Verhalten der jeweiligen Ar-
beitgeber hat die Beschäftigten 
sauer gemacht – und der Streiktag 
hatte massive Auswirkungen auf 
den Verkehr im Land. Die Deutsche 
Bahn hatte den Fernverkehr kom-
plett eingestellt, auch an einigen 
Flughäfen wie in Frankfurt/Main 
ging nichts mehr. Schiffe blieben 
vor Anker, Busse und Bahnen in 
den Depots. „Zusammen geht 
mehr“, hatte Werneke schon bei 
der Ankündigung der Streiks 
 gesagt. Ganze Städte wurden 
 verkehrstechnisch lahmgelegt, in 

Orten wie Freiburg oder Hanno-
ver demonstrierten die Streikenden 
in den Innenstädten. Der Streik 
 setze ein großes Zeichen, das den 
Arbeitgebern Angst mache, sagte 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Christoph Schmitz als Redner 
bei  einer Demo im Zentrum Pots-
dams.

Die Arbeitgeber-Kritik, dass 
ver.di viel früher als sonst das gro-
ße Besteck raushole, kontert Wer-
neke in einem Interview mit der 
Zeit so: „Das ist noch nicht das 
große Besteck. Ich würde sagen, 
wir haben gerade mal Messer und 
Gabel rausgeholt.“  Es liegt in den 
verschiedenen anstehenden Ver-
handlungen jetzt an den Arbeitge-
bern, dass die Löffel und sonstiges 
in der Schublade bleiben. 

 Heike Langenberg
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…neue Mitglieder hat 
ver.di seit Jahresbeginn 
gewonnen. So viel waren 
es noch nie seit ver.di-
Gründung zu Jahres-
beginn. Das zeigt, dass 
ver.di mit ihren Forderun-
gen in den Arbeitskämp-
fen richtig liegt. Die Be-
schäftigten haben genug 
von Arbeitgebern, die 
versuchen, sie trotz der 
Inflation mit geringen 
Gehaltserhöhungen ab-
zuspeisen. Denn gerade 
die Beschäftigten in der 
Dienstleistungsbranche 
haben während der 
 Corona-Pandemie für 
ihren Einsatz noch viel 
Applaus bekommen – 
und dieser sollte sich 
endlich auch auf ihren 
Gehaltszetteln widerspie-
geln. Also willkommen, 
liebe Kolleg*innen. Lasst 
uns zusammen noch 
mehr bewegen, nicht nur 
in den aktuellen Tarif-
runden. hla

 

Wirkung
 
„Das Bestreiken von 
Nahverkehr, Fern
verkehr und Flughäfen 
ist überzogen und 
schädigt nicht nur das 
Ansehen des öffent
lichen Dienstes, 
sondern insgesamt das 
Ansehen des Stand
ortes Deutschland,  
der auf Mobilität 
angewiesen ist.“ 

Die Gelsenkirchener Ober-
bürgermeisterin Karin 
Welge, SPD, Verhand-
lungsführerin der VKA

https://news.verdi.de
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Bis zu 9050 Euro extra zahlt Por-
sche seinen Beschäftigten für 
2022, das berichtet n-tv.de am 
22. März. Anspruch auf diese Prä-
mie haben rund 27 000 Mitarbei-
tende. Auch BMW lässt sich nicht 
lumpen: Bis zu 9000 Euro Erfolgs-
prämie zahlt der bayerische Auto-
bauer seinen Beschäftigten, Mer-
cedes 7300 Euro, Audi bis zu 8150 
Euro. 

Von solchen Boni können die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst 
nur träumen. Dabei sind sie es, die 
unsere Kinder erziehen, wenn wir 
arbeiten, die uns pflegen, wenn 
wir ins Krankenhaus müssen, die 
uns retten, Feuer löschen, uns mit 
dem öffentlichen Nah- und Fern-
verkehr von A nach B bringen, die 
unsere Pässe ausstellen und auch 
ansonsten einiges verwalten und 
somit das Land am Laufen halten. 
Dass bei vielen von ihnen nach ei-
nem Jahr Mega-Inflation das Ein-
kommen oft vorn und hinten nicht 
mehr reicht und die Arbeitgeber 
diese Lücke im Gehalt nicht 
 schließen wollen, das treibt sie 

nun  zu Hundertausenden auf die 
Straße. 

Und die Medien? Sehen ange-
sichts des Mega-Streiktages vom 
27. März, an dem landauf, landab 
vermutlich mehr Porsches, BMWs 
und Co. rollten, während der rest-
liche Verkehr stillstand, schon eine 
Schlacht ausbrechen: „Getrennt 
marschieren, vereint schlagen – 
diese Taktik des Generalfeldmar-
schalls Moltke machen sich jetzt 
auch die Gewerkschaften Verdi 
und EVG zunutze“, schreibt das 
Handelsblatt am 24. März. Die 
Welt sieht am selben Tag „Ein Land 
in Geiselhaft“ und spricht mit Blick 
auf den „Mobilitäts-Generalstreik“ 
von einer „vollkommen unverhält-
nismäßigen Eskalation“. 

Ungewöhnlich,  
aber angemessen

Immerhin: Die Frankfurter Rund-
schau attestiert den Arbeitgebern: 
„Ernst der Lage nicht erkannt“. 
Weiter heißt es dort: „Das koordi-
nierte Vorgehen von EVG und Verdi 

ist ungewöhnlich, dem Ernst der 
Situation aber angemessen: Beide 
Gewerkschaften verhandeln in den 
laufenden Tarifrunden für Men-
schen, die viel verbindet: harte 
Jobs, niedrige Löhne, die von der 
Inflation aufgefressen werden, und 
Arbeitgeber, die in der Vergangen-
heit einiges falsch gemacht haben.“ 

Die Mitteldeutsche Zeitung 
sieht das ähnlich: „...was oft ver-
gessen wird: Busfahrerinnen und 
Stellwerker haben nicht nur an-
strengenden Schichtdienst, son-
dern eine enorm hohe Verantwor-
tung für die ihnen anvertrauten 
Menschen. Dabei sind ihre Arbeits-
bedingungen häufig prekär – un-
besetzte Stellen, ein hoher Kran-
kenstand, den die Gesunden ir-
gendwie auffangen müssen. Eine 
bessere finanzielle Anerkennung 
ist daher überfällig.“ Die Braun-
schweiger Zeitung hatte bereits 
am 21. März genug von den Warn-
streiks und nur noch eine Bitte: 
„Einigt euch!“ Kein Problem, wenn 
die Arbeitgeber jetzt alles richtig 
machen. Petra Welzel

D I E  P R E S S E  S H O W  ....................................................................................................................

 Erstmals gleiche Werte
RENTENERHÖHUNG – Angleichung der Rentenwerte Ost an West erreicht

(red.) Zum 1. Juli werden die Renten 
in Deutschland steigen. Nach Zah-
len, die das Bundesarbeitsministe-
rium jüngst bekannt gegeben hat, 
liegt die Erhöhung bei 4,39 Prozent, 
in den neuen Bundesländern bei 
5,86 Prozent. In diesem Jahr stim-
men die aktuellen Rentenwerte für 
Ost und West erstmals überein – 33 
Jahre nach der Wiedervereinigung. 
Bislang lag der Rentenwert bei 98,6 
Prozent. Das Netto-Rentenniveau 
vor Steuern beträgt 48,15 Prozent.

„Die Renten steigen auch in die-
sem Jahr wieder deutlich. Hierdurch 

wird die hohe Preissteigerung, die 
in diesem Jahr erwartet wird, für die 
21 Millionen Rentnerinnen und 
Rentner deutlich abgemildert“, 
kommentierte die Präsidentin der 
Deutschen Rentenversicherung 
Bund Gundula Roßbach die diesjäh-
rige Rentenanpassung. Rückbli-
ckend habe es seit 2010 für die 
Rentner*innen ein deutliches Plus 
bei der Rente gegeben. So seien die 
Standardrenten in diesem Zeitraum 
im Westen um über 32 Prozent, im 
Osten um über 47 Prozent gestie-
gen. „Der Anstieg lag damit deut-

lich über der Entwicklung der Infla-
tion in diesem Zeitraum“, sagte 
Roßbach. 

Grundlage für die Steigerungen 
ist die gute Lohnentwicklung. Sie 
basiert auf der vom Statistischen 
Bundesamt gemeldeten Lohnent-
wicklung nach den volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen. Dabei 
werden aber die sogenannten Ein-
Euro-Jobs und die Bezüge von 
Beamt*innen außen vorgelassen. 

Mehr Infos: sopoaktuell.verdi.de, 
sopoaktuell Nr. 343

Föderale 
 Grabenkämpfe

(pm) Mehrere Stiftungen 
haben Mitte März an 
Bundeskanzler Olaf 
Scholz, SPD, und die 
Ministerpräsident*innen 
der Länder appelliert, 
einen nationalen Bil-
dungsgipfel einzurich-
ten. ver.di schließt sich 
diesem Appell an. Die 
stellvertretende ver.di-
Vorsitzende Christine 
Behle forderte die Politi-
ker*innen auf, föderale 
Grabenkämpfe zu über-
winden und Bildung für 
Kinder und Jugendliche 
als gemeinsame, natio-
nale Sache anzugehen. 
Schon seit Jahren ver-
weist ver.di auf die Pro-
bleme im Bildungssys-
tem, die bereits im Be-
reich der frühkindlichen 
Bildung beginnen. Nach 
einer qualitativen und 
quantitativen Ausbau-
initiative der frühen 
2000er Jahre und der 
Einführung der Rechts-
ansprüche, zeichnete 
sich bereits seit 2010 
der Fachkräftemangel in 
den Kindertageseinrich-
tungen ab, der nun 
gnadenlos zuschlage, so 
Behle. Hunderttausende 
Kita-Plätze fehlten und 
die Kitas könnten auf-
grund der nicht kindge-
rechten Personalaus-
stattung ihren Bildungs-
auftrag nicht erfüllen. 
Dieser Notstand durch-
ziehe Grundschulen und 
weiterführende Schulen. 
Eine Folge sei, dass im-
mer noch viele Jugend-
liche ohne Schulab-
schluss die Schule ver-
lassen.

B I L D U N G

Tarifsperre streichen
WISSENSCHAFT – ver.di-Forderung wurde in den Eckpunkten aufgegriffen 

(pm) Mitte März wurden die Eck-
punkte des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes vorgestellt. ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia 
Bühler forderte, dass die Tarifsperre 
gestrichen werden müsse. Tarifver-
tragliche Vereinbarungen müssten 

möglich sein, um die Lage der Be-
schäftigten unmittelbar zu verbes-
sern. 

Bühler begrüßte, dass die Bun-
desregierung die ver.di-Forderung 
nach verbindlichen Mindestver-
tragslaufzeiten aufgegriffen hat. 

Allerdings müsse hier im weiteren 
Verfahren noch ordentlich nachge-
bessert werden. Eine Mindestlauf-
zeit für Promotionsverträge von drei 
Jahren reiche nicht aus, da Promo-
tionen heute im Schnitt vier bis fünf 
Jahre dauern. 

http://n-tv.de
http://sopoaktuell.verdi.de
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 Arbeiten am Limit
SOZIALE ARBEIT – Beschäftigte nach der Corona-Pandemie noch stärker belastet

(rs) Das Burnout-Risiko der Beschäf-
tigten ist in allen Arbeitsfeldern der 
sozialen Arbeit hoch. Insbesondere 
sind Beschäftigte in den Inobhut-
nahmestellen, der Behindertenhilfe, 
in den Kitas und in den Jugendäm-
tern betroffen. Dabei sind die Be-
schäftigten öffentlicher Träger stär-
ker belastet als die von kirchlichen 
oder privaten Trägern. Sie könnten 
sich als staatliche Institution nicht 
aus der Verantwortung ziehen und 
bei Überlastung „wegducken“, sag-
ten Nikolaus Meyer von der Hoch-
schule Fulda und Elke Alsago von 
ver.di.

Sie haben jüngst die Ergebnisse 
einer bundesweiten Studie vorge-
stellt, für die im November 2022 
8200 Beschäftigte in der sozialen 
Arbeit befragt wurden. Die Studie 
macht deutlich, dass sie zuneh-
mend an ihre Belastungsgrenzen 
stoßen.

Über alle Arbeitsfelder der Sozia-
len Arbeit hinweg macht mehr als 
ein Drittel der Befragten regelmäßig 
drei oder mehr Überstunden pro 
Woche. Über 65 Prozent der Befrag-
ten stehen bei ihrer Arbeit unter 
Zeitdruck. Die Gründe hängen un-
mittelbar mit der Corona-Pandemie 
zusammen. Die gestiegenen Hilfe-
bedarfe der Klient*innen, der Perso-
nalmangel und die dadurch entste-
hende Mehrarbeit können nur durch 

die hohe Aufopferungsbereitschaft 
der Beschäftigten bewältigt werden. 
Dabei scheint das Alter keinen Ein-
fluss auf das Burnout- Risiko zu ha-
ben. Die Ergebnisse der Befragung, 
egal ob jung oder älter, waren bis 
auf die Nachkommastelle identisch.

Ein alter Hut

Das alles ist jedoch kein neues Phä-
nomen. Bereits vor zehn Jahren 
machten viele Beschäftigte eine Be-
lastungsanzeige. Doch die Situation 
und Belastung in der Sozialen Ar-
beit habe sich in den letzten Jahren 
immer weiter zugespitzt, sagt 
ver.di-Bundesfachgruppenleitern 
Elke Alsago. Dabei sei versäumt 
worden, Fachkräfte auszubilden 
und einzustellen und die Angebote 
mit Beschäftigten und Ressourcen 
auszustatten. „Oft ist das Angebot 

abhängig von der Finanzkraft der 
Kommunen. Das führt zu einer pre-
kären Situation für Beschäftigte und 
Adressatinnen und Adressaten“, so 
Alsago.

Das alles hat nicht nur Folgen für 
die 1,5 Millionen Beschäftigten, 
sondern ebenfalls für die über 5 
Millionen Klient*innen. Durch den 
gestiegenen Druck haben Streit und 
Konflikte in den Einrichtungen der 
sozialen Arbeit erheblich zugenom-
men. Fragt man die Beschäftigten, 
so nehmen sie eine deutliche Ver-
schlechterung im sozialen Zusam-
menleben sowie der psychischen 
Gesundheit der betreuten Familien, 
jugendlichen Klienten und Men-
schen mit Behinderung wahr. Niko-
laus Meyer der Hochschule Fulda 
sieht hier eine wichtige Aufgabe für 
ver.di und spricht von einem Flä-
chenbrand in der Sozialen Arbeit.

 Frag doch mal nach
SOZIALWAHLEN – ver.di öffnet wieder Portal für Fragen an Spitzenkandidat*innen 

(red.) Wer sind die eigentlich? Diese 
Frage stellen sich viele, wenn sie ihr 
Kreuz auf dem Wahlschein für die 

Sozialwahl machen sollen. Dazu hat 
ver.di wieder das Portal sozial  
versicherung.watch aktiviert. Hier 

können den Spitzenkandidierenden 
Fragen zu ihrem Amt und ihren Vor-
haben gestellt werden.

 Unter deutscher Flagge
SCHLEPPSCHIFFFAHRT – Bundesregierung ignoriert Beschluss des Haushaltsausschusses

(pm) ver.di fordert die Bundesregie-
rung auf, einer Verordnung zur Um-
setzung der Vorschrift der deut-
schen Flagge in der Schleppschiff-
fahrt nachzukommen. Die hatte der 
Haushaltsausschuss beschlossen. 
Sie sollte für Schleppschiffe in deut-
schen Küstengewässern und auf 
seewärtigen Zufahrtswegen gelten. 
„Damit folgt der Haushaltsaus-

schuss nicht nur der durch die Euro-
päische Hafenverordnung ermög-
lichten Vorschrift, sondern eröffnet 
auch eine große Perspektive für das 
deutsche maritime Cluster“, sagte 
Maya Schwiegershausen-Güth, die 
die ver.di-Bundesfachgruppen Ma-
ritime Wirtschaft leitet.

Kaum ein Großschiff läuft in einen 
deutschen Seehafen ein, ohne dass 

ein Schleppschiff beteiligt ist. „Mit 
der Umsetzung der Verordnung zur 
Flaggenvorschrift besteht nun end-
lich die Chance, Sozialdumping zu 
verhindern und verbindliche Quali-
tätsstandards vorzugeben“, betont 
Schwiegershausen-Güth. Nachfol-
gend müsse diese Verordnung dann 
in Länderrecht überführt werden; 
dabei sei keine Zeit zu verlieren.
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Ignoranz der 
 Arbeitgeber
„Ich bin in den letzten 
Tagen mehrmals in Inter-
views gefragt worden, 
,Können Sie diese Streiks 
überhaupt verantwor-
ten?‘. Es gibt ja einen 
Grund, weshalb heute 
alle Räder stillstehen: 
Alle, die wir aufgerufen 
haben zum Streik, strei-
ken auch. (…) Deshalb 
zeigt dieser Streik Wir-
kung. EVG und ver.di sind 
die beiden Mobilitätsge-
werkschaften in Deutsch-
land und uns verbindet 
viel. Viele Beschäftigte in 
Verkehrsberufen, aber 
nicht nur da, arbeiten am 
Limit, weil viel zu viele 
Stellen zwar ausgeschrie-
ben, aber nicht besetzt 
sind, weil die Bezahlung 
zu schlecht ist. Wir sind 
zeitgleich in Verhandlun-
gen (…) und es gibt eine 
verbindende Linie in all 
den Verhandlungen. Da 
sitzen Arbeitgeber (…), 
die sagen, die Forderun-
gen verstehen wir zwar 
irgendwie, aber Geld ist 
nicht da. Sie erzählen, 
das mit dem Arbeitskräf-
temangel stimmt so nicht. 
Fachkräftemangel gibt es 
vielleicht für Führungs-
kräfte, da muss man was 
am Gehalt tun. (…) Das 
steht im völligen Wider-
spruch zur Realität. (…) 
Deshalb ist dieser Arbeits-
kampf auch ein Arbeits-
kampf gegen die Igno-
ranz der Arbeitgeber.“

R E D E

FRANK WERNEKE IST DER 
VORSITZENDE VON VER.DI

Wie bewältigen die Beschäftigten in der Sozialen Arbeit 
die Mehrarbeit?

QUELLE: FACTSHEET DER HOCHSCHULE FULDA ZUR STUDIE „PROFESSIONELLE KRISE NACH CORONA“

* fünf Tage und mehr  ** 5 Stunden und mehr pro Woche; Mehrfachnennungen möglich 

45,2%

42,4%

15,1%

Sie gehen häu�g* krank zur Arbeit

Sie verzichten auf die ihnen zustehenden gesetzlichen Ruhepausen

Sie leisten Überstunden**

https://sozialversicherung.watch
https://sozialversicherung.watch
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ZEITSCHRIFTEN – (pm) In der 
sechsten Runde der Tarifverhand-
lungen für Zeitschriften-Redaktio-
nen haben sich Gewerkschaften 
und Arbeitgeber auf einen Ab-
schluss verständigt. Die Entgelte 
der rund 5000 Redakteur*innen 
und Volontär*innen werden ab Ap-
ril um 4,4 Prozent erhöht. Ab März 
2024 steigen die Gehälter der Re-
dakteur*innen um einen Festbetrag 
von 125 Euro, die der Volontär*in-
nen um 100 Euro. Hinzu kommen 
monatliche Zuschüsse von 125 Euro 
zum Ausgleich der Inflation von 
 April an bis zum Ende der 25 Mona-
te dauernden Laufzeit des Tarifver-
trags bis Ende September 2024. 

Verhandelt haben ver.di und der 
DJV mit dem Medienverband der 
Freien Presse (MVFP). Das Tarifer-
gebnis wirke sich mit 277 Euro oder 
8 Prozent mehr Geld auf der Ge-
haltsabrechnung besonders positiv 
für junge Redakteur*innen und mit 
214 Euro bzw. 10,5 Prozent für Vo-
lontär*innen aus, sagte ver.di-Ver-

handlungsführer Matthias von Fin-
tel. Bis Ende September soll es auch 
ein Ergebnis in den sich jetzt an-
schließenden Verhandlungen über 
die Einbeziehung von Online-Re-
dakteur*innen geben. Vereinbart 
wurde mit dem Tarifergebnis auch 
die Fortschreibung eines Beschäfti-
gungssicherungs-Tarifvertrages bis 
Ende 2024. 

STATIONIERUNGSSTREITKRÄFTE 
– (pm) Mit Vertreter*innen des Bun-
desfinanzministeriums und der Ent-
sendestaaten hat ver.di eine Tarif-
einigung für die Zivilbeschäftigten 
der Stationierungsstreitkräfte er-
zielt. Zu den wichtigsten Elementen 
der Einigung gehören eine rück-
wirkende Erhöhung der Tabellen-
entgelte mit Wirkung vom 1. No-
vember 2022 um 4,1 Prozent, eine 
„Ausgleichszulage“ in Höhe von 
167 Euro ab dem 1. April 2023, eine 
Inflationsausgleichsprämie in Höhe 
von 3000 Euro in 2023 sowie eine 
Laufzeit von 11 Monaten.

SKY – (pm)  ver.di und der Bundes-
verband Schauspiel (BFFS) haben 
sich mit dem Pay-TV- und Streaming-
Anbieter SKY auf eine gemeinsame 
Vergütungsregel (GVR) für dessen 
Serienproduktionen geeinigt. Für Se-
rien, die ab Beginn des Jahres 2017 
herausgebracht wurden, gelten da-
mit Zusatzvergütungen für die betei-
ligten Filmschaffenden vor und hin-
ter der Kamera. Diese richten sich 
nach der Anzahl der Zugriffe (linear 
und non-linear) auf deutschspra-
chige Serien in den europäischen 
 Verbreitungsgebieten der Sky-Platt-
form. Von der GVR profitieren neben 
den Schauspieler*innen weitere ur-
heberrechtlich zu beteiligende Film-
schaffende in den Bereichen Ton-
gestaltung, Masken-, Kostüm- und 
Szenenbild, Filmmontage, Kamera 
sowie Regie, die an den Sky-Serien-
produktionen mitgewirkt haben. Die 
beiden Gewerkschaften ver.di und 
BFFS vertreten als größte Einzelge-
werkschaften der Filmbranche alle 
genannten Bereiche.

T A R I F L I C H E S  ....................................................................................................................................

Jobabbau angekündigt
DEUTSCHE WELLE – Mitteilung erfolgte in Online-Betriebsversammlung

(red.) Bei einer Online-Betriebsver-
sammlung haben die Beschäftigten 
der Deutschen Welle Mitte März er-
fahren, dass bis zu 300 vorwiegend 
freie Mitarbeitende noch bis Ende 
dieses Jahres ihren Job verlieren sol-
len. Begründung: Die Intendanz be-
fürchte eine Verschlechterung der 
Finanzsituation für das Jahr 2024. 
„Wir fordern die Deutsche Welle auf, 

die eingeleiteten Maßnahmen so-
fort zu stoppen. Es ist völlig unklar, 
ob finanzielle Engpässe überhaupt 
entstehen werden“, sagte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Christoph 
Schmitz. Im Koalitionsvertrag sei für 
die Deutsche Welle ausreichende 
Unterstützung vorgesehen.

Die Maßnahmen sollen auch die 
Einstellung der linearen Ausstrah-

lung von Deutsche Welle TV in deut-
scher Sprache zur Folge haben. Für 
ver.di sei fraglich, ob dann die 
 Erfüllung des Programmauftrags 
überhaupt noch gewährleistet sei. 
Weiterer Vorwurf: Die Deutsche 
Welle habe die Einschnitte vorberei-
tet, ohne die Personalräte einzube-
ziehen – diese wurden erst kurz zu-
vor informiert. 

 Erste Erfolge
GALERIA KARSTADT KAUFHOF – Geplante Schließung von fünf Häusern abgewendet

(ml) Am 13. März wurde die Schlie-
ßungsliste für Filialen von Galeria 
Karstadt Kaufhof (GKK) öffentlich. 
Laut dem Galeria-Gesamtbetriebs-
rat sollten im Zuge des Insolvenz-
verfahrens 52 von den verbliebenen 
129 Galeria-Filialen geschlossen 
werden. Davon wären rund 5000 
Beschäftigte betroffen. ver.di kün-
digte an, um die Arbeitsplätze und 
Filialen zu kämpfen. 

Inzwischen gibt es erste Erfolge. 
Nach Stand vom 16. März gehört 
unter anderem das Erlangener 

 GKK-Haus zu den ersten, die von 
der Liste genommen wurden. „Wir 
freuen uns wahnsinnig! Es sind 
über 90 Arbeitsplätze und Perspek-
tiven gesichert", sagte die zu-
ständige ver.di-Sekretärin Jaana 
Hampel. 

Auch das Leipziger Warenhaus in 
der Innenstadt soll erhalten blei-
ben, wie am 16. März bekannt wur-
de. „Unsere Gespräche mit der 
Stadt Leipzig und mit Verantwortli-
chen aus der Landes- und Bundes-
politik haben erheblich zu diesem 

Erfolg beigetragen“, so ver.di-Lan-
desfachbereichsleiter, Torsten Fur-
gol. 170 betroffene Beschäftigte 
und deren Familien könnten nun 
aufatmen. Darüber hinaus wurden 
auch die Filialen in Bayreuth, Ol-
denburg und Rostock inzwischen 
von der Schließungsliste genom-
men.

Bereits während des letzten 
Schutzschirmverfahrens in der Coro-
na-Pandemie hatte das Unterneh-
men 40 Filialen geschlossen und 
4000 Stellen gestrichen. 

https://www.aib-web.de/verdi
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Solidarisch und kämpferisch
ÖFFENTLICHER DIENST – Krachender Empfang zur dritten Runde

(ml) Zum Start der dritten Verhand-
lungsrunde am 27. März haben die 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst von Bund und Kommunen 
den Arbeitgebern erneut die rote 
Karte gezeigt: Nicht nur beim bun-
desweiten Megastreik (Bericht S. 
1), auch direkt vor dem Verhand-
lungshotel. Rund 2000 Beschäftig-
te waren dazu nach Potsdam ge-
reist, um den Arbeitgebern einen 
krachenden Empfang zu bereiten. 
Da die dritte Verhandlungsrunde 
bis nach Druck der ver.di news dau-
ert, kann über das Ergebnis noch 
nicht in dieser Ausgabe berichtet 
werden. Tagesaktuelle Infos gibt 
es  unter zusammengehtmehr. 
verdi.de

Die wichtigste Forderung von 
ver.di: Diejenigen mit geringem Ein-
kommen müssen über einen Min-
destbetrag besonders berücksich-
tigt werden. Das aber lehnten die 
Arbeitgeber in der zweiten Ver-
handlungsrunde kategorisch ab. 
Stattdessen wollten sie, dass dieje-
nigen, die besonders viel verdienen, 

besonders viel bekommen. Darauf 
konnte es nur eine entsprechende 
Antwort geben: Streik. Das mach-
ten rund 400 000 Streikende in den 
letzten Wochen deutlich. Und das 
skandierte auch die ver.di Jugend in 
Potsdam beim Empfang der Arbeit-
geber: „Heute ist kein Arbeitstag, 
heute ist Streiktag“.

Der ver.di-Vorsitzende Frank Wer-
neke betonte, es gehe um eine star-
ke soziale Komponente zum Aus-
gleich der Inflation. Es gehe aber 
auch darum, die benötigten Fach-
kräfte zu gewinnen. Schon jetzt 
fehlten 300 000 Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst. Bis Ende des Jahr-
zehnts seien es 1,4 Millionen Stel-
len, die besetzt werden müssten, 
weil auch noch die Baby-Boomer in 
Rente gehen.

Die Arbeitgeber müssten schon 
deutlich was drauflegen, damit es 
in dieser Runde ein Ergebnis gibt 
und keine weiteren Streiks, kündig-
te Werneke an. Angesichts der Kri-
tik an den Arbeitsniederlegungen 
der letzten Wochen, sagte er, jeder 

Streik sei Ausdruck von „Kraft und 
Stärke“, und mit Blick auf die ge-
meinsamen Streiktage am interna-
tionalen Frauentag und mit Fridays 
for Future: Im öffentlichen Dienst 
gehe es natürlich auch immer um 
politische Themen.

Wie satt es die Beschäftigten ha-
ben, von ihren Arbeitgebern hinge-
halten zu werden, erzählten Strei-
kende in Potsdam: „Sonst passiert 
nichts“, so eine Erzieherin. „Ich ver-
diene zu wenig“, eine andere. „Man 
muss sich organisieren“, betonte 
eine BSR-Beschäftigte. Und eine 
Gesamtpersonalratsvorsitzende be-
stätigte: „Wir müssen attraktiver 
werden, damit wir die benötigten 
Fachkräfte gewinnen können.“

In den letzten Wochen hatte ver.di 
deshalb einen Zulauf wie noch nie. 
Besonders auch sehr viele junge 
Menschen schließen sich der Ge-
werkschaft an. Alle eint die Er-
kenntnis, dass sie nur gemeinsam 
etwas erreichen können – gemäß 
dem Motto: „Gemeinsam sind wir 
am stärksten!“

Schlechtere Berufschancen
DIGITALISIERUNG – Frauen verwenden seltener spezialisierte Software

(pm) Weibliche Beschäftigte sind 
mit Blick auf die digitale Zukunft bei 
ihrer beruflichen Tätigkeit klar im 
Nachteil gegenüber ihren Kollegen. 
Das hat eine Studie des Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts der Hans-Böckler-Stiftung erge-

ben. Zwar arbeiten Männer wie 
Frauen ähnlich häufig am Compu-
ter. Geht es dabei aber um die Ver-
wendung fortgeschrittener und spe-
zialisierter Software oder die Nut-
zung vernetzter digitaler Technolo-
gien, ist der Rückstand der Frauen 

groß. Besonders stark im Nachteil 
sind Teilzeitbeschäftigte. Daher 
schätzen Frauen vielfach ihre Be-
rufschancen auf einem zunehmend 
digitalisierten Arbeitsmarkt schlech-
ter ein, als Männer es in Befragun-
gen tun.

Von Anfang an mitbestimmen
KÜNSTLICHE INTELLIGENZ – Untersuchung betont Bedeutung gesetzlicher Regelungen

(pm) Damit KI-Systeme in der Per-
sonalpolitik von Unternehmen kein 
Unheil anrichten, sollten Beschäf-
tigte und Betriebsräte am gesam-
ten Entwicklungs-, Einführungs- 
und Anwendungsprozess beteiligt 
werden. Das ergibt eine neue Stu-
die von AlgorithmWatch. In ihrer 
von der Hans-Böckler-Stiftung ge-
förderten Untersuchung zeigen For-
schende der Nichtregierungsorga-
nisation, in welchen Phasen Mit-
sprache der Belegschaft besonders 
wichtig ist, wenn „Maschinelles 

Lernen“ im Personalbereich ange-
wendet wird. 

Erleichtert würde das durch neue 
gesetzliche Regelungen, etwa um-
fassende Transparenz-Anforderun-
gen für KI-Systeme, sagen Anne 
Mollen und Lukas Hondrich von Al-
gorithmWatch. Auch die wissen-
schaftliche Direktorin des Hugo 
Sinzheimer Instituts (HSI) für Ar-
beits- und Sozialrecht der Hans-Bö-
ckler-Stiftung, Johanna Wencke-
bach, hält entsprechende Gesetzes-
reformen für notwendig. Dabei 

nennt sie stärkere gesetzliche Mit-
bestimmungsrechte beim betriebli-
chen Datenschutz und bei der Prä-
vention von Diskriminierungen. Sie 
seien ein wichtiger Baustein, um 
Fehlentwicklungen zu verhindern.

ANNE MOLLEN, LUKAS HONDRICH: 
FROM RISK MITIGATION TO 
EMPLOYEE ACTION ALONG THE 
MACHINE LEARNING PIPELINE, 
WORKING PAPER DER HBS-FOR-
SCHUNGSFÖRDERUNG NR. 278,  
MÄRZ 2023

Darum sind  
wir dabei
„Ich bin in ver.di eingetre-
ten, weil man sich für sich 
selbst einsetzen muss. 
Wenn man nichts tut, 
passiert nichts. Andere 
Beschäftigte sollten auch 
Mitglied werden.“ 
Eine Erzieherin aus 
Brandenburg

„Ich arbeite bei der BSR 
und habe als Alleinerzie-
hende in Teilzeit so wenig 
verdient, dass ich mit 
Hartz IV aufstocken muss-
te. Jetzt habe ich eine 
volle Stelle und bin gleich 
auch noch ver.di-Mitglied 
geworden. Man muss sich 
organisieren, wenn man 
bessere Löhne will.“ 
Eine Bedarfskraft der 
Berliner Stadtreinigung 
(BSR)

„Jetzt war es an der Zeit 
und ich bin eingetreten 
– wegen dauerhafter Er-
schöpfung im Job und 
wegen der Ungerechtig-
keit durch die Arbeitge-
ber. Der Personalmangel 
und die Arbeitsbedingun-
gen sind unser Haupt-
problem.“
Eine Sprachtherapeutin

„Ich bin seit letztem Jahr 
dabei und kämpfe für 
meine Kollegen und für 
mich. Wir können nicht 
einzeln zum Chef gehen 
und mehr Geld fordern. 
Wir sind eine Tarifgemein-
schaft, davon profitiere 
auch ich. Je mehr wir 
sind, desto besser. In die-
sem Jahr haben wir schon 
mehrmals gestreikt.“ 
Andrea K., Kreditsach
bearbeiterin

S T A T E M E N T S

https://zusammen-geht-mehr.verdi.de
https://zusammen-geht-mehr.verdi.de
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Zwei Wochen Zeit

(dgb-rs) Nach einem 
Praktikum in einem Fri-
seurbetrieb bekam eine 
junge Frau dort den er-
hofften Ausbildungs-
platz. Doch fünf Monate 
nach Ausbildungsbeginn 
erhielt sie die fristlose 
Kündigung, angabege-
mäß noch in der Probe-
zeit. Diese darf nach 
Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) maximal vier Mo-
nate lang sein. Danach 
kann der Arbeitgeber 
nur noch mit einer Frist 
von vier Wochen und bei 
einem wichtigen Grund 
kündigen, der ihm erst 
seit zwei Wochen be-
kannt ist. Der Arbeitge-
ber kündigte erneut, 
diesmal mit Begründung. 
Der zuständige Aus-
schuss für Ausbildungs-
streitigkeiten bei der 
Handwerkskammer er-
klärte das Verfahren kur-
zerhand für beendet, 
beide Kündigungen sei-
en ungültig. Einen Grund 
für die zweite Kündigung 
konnte er nicht erken-
nen, da die junge Frau in 
den zurückliegenden 
zwei Wochen der für 
eine Kündigung mög-
lichen Zeitspanne über-
haupt nicht gearbeitet 
hatte, habe sie sich auch 
nichts zu Schulden kom-
men lassen können. Der 
Kern der Aussage des 
Ausschusses: Die junge 
Frau müsse ihre Ausbil-
dung in dem Betrieb 
fortführen. Das beurteilt 
der DGB-Rechtsschutz 
als schwierig, gerade in 
einem so kleinen Betrieb. 
Allerdings wurde ein 
Vergleich geschlossen, 
der eine Turboklausel 
enthielt. Wenn die junge 
Frau einen neuen Aus-
bildungsbetrieb findet 
und sofort wechseln 
kann, erhält sie die der 
bisherigen Ausbilderin 
ersparte Vergütung als 
Abfindung. 

A U C H  D A S  N O C H

 Beständigkeit in Nordrhein-Westfalen
LANDESBEZIRKSKONFERENZEN – Konferenzen auf Landesebene sind beendet

BadenWürttemberg
Die 139 Delegierten des Landesbe-
zirks haben Martin Groß als Leiter 
von ver.di Baden-Württemberg und 
Hanna Binder als seine Stellvertre-
terin wiedergewählt. Neu im Füh-
rungstrio ist die bisherige Jugend-
sekretärin Maike Schollenberger. 
Sie löst Susanne Wenz ab. Günter 
Kessel ist der neue ehrenamtliche 
Vorsitzende des Landesbezirks, er 
ist Personalratsvorsitzender im 
Landratsamt Sigmaringen. Im Ver-
lauf der Konferenz berieten die De-
legierten insgesamt 174 Anträge 
und verabschiedeten eine Resolu-
tion zur Unterstützung der Frauen 
im Iran.

Bayern
Die Delegierten der Landesbezirks-
konferenz von ver.di Bayern in 
 Regensburg haben die hauptamt-
lichen Führungskräfte für vier 
 Jahre  in ihren Ämtern bestätigt. 
Landesbezirksleiterin bleibt Luise 
Klemens, Linda Schneider und 
 Sinan Öztürk bleiben Stellvertre-
ter*innen. (Beschlüsse folgen)

NordrheinWestfalen
Die 204 Delegierten des ver.di-
Landesbezirks Nordrhein-Westfa-
len setzen auf Beständigkeit. Sie 
haben die bisherige Landesbezirks-
leitung in ihren Ämtern bestätigt. 
Gabriele Schmidt leitet den ver.di-
Landesbezirks in ihrer sechsten 
Amtszeit. Vertreten wird sie von 
Frank Bethke und Birgit Sperner. 
Bestätigt hat der neugewählte 
 ehrenamtliche Landesbezirksvor-
stand auch seinen Vorsitzenden 
Andre von der Heiden. Er ist Perso-
nalratsvorsitzender der Stadt Ober-
hausen. 

Beraten haben die Delegierten 
über 200 Anträge. Inhaltliche 
Schwerpunkte waren unter ande-
rem tarifpolitische und gewerk-
schaftliche Strategien, Entwicklung 
von Arbeitsschutz- und Mitbestim-
mungsgesetzen, die Zukunft im 
 öffentlichen Dienst, Kommunal-
finanzen und lebenswerte Städte, 
Positionierungen gegen Rechts-
populismus und Diskriminierung 
sowie die gewerkschaftliche Bil-
dungsarbeit. 

NiedersachsenBremen
Beim ver.di-Landesbezirk Nieder-
sachsen-Bremen steht jetzt Andrea 
Wemheuer an der Spitze. Sie ist 
Nachfolgerin von Detlef Ahting, der 
sich nach drei Amtszeiten nicht 
mehr zur Wahl gestellt hat. Wem-
heuer war bisher eine der beiden 
stellvertretenden Leiterinnen. Uta 
Gottschaar wurde als Stellvertreterin 
durch die Landesbezirkskonferenz 
bestätigt, neu im Führungstrio ist 
Stefanie Reich. Der ehrenamtliche 
Landesbezirksvorstand hat bei sei-
ner Konstituierung Christina Domm 
zu seiner Vorsitzenden gewählt. 

Die Delegierten haben zudem Re-
solutionen für die Solidarität mit 
den Beschäftigten des Konzerns 
 Galeria Karstadt Kaufhof und für die 
Demonstrierenden im Iran verab-
schiedet. Außerdem schaltete sich 
die Konferenz live per Video zur 
 parallel in Berlin stattfindenden 
Konferenz der internationalen Ama-
zon-Arbeiter*innen. Mit stehenden 
Ovationen brachten die Delegierten 
ihre Unterstützung für die Amazon-
Beschäftigten zum Ausdruck.

 Klausel unwirksam
SAPAUFSICHTSRAT – BAG schützt Rechte von Arbeitnehmer*innen und Gewerkschaften

(hbs) Bereits im Oktober vergange-
nen Jahres hatte der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) entschieden, 
dass die Umwandlung einer AG in 
eine Europäische Aktiengesellschaft 
(SE) nicht genutzt werden darf, um 
die Sitze für Gewerkschaftsvertre-
ter*innen im Aufsichtsrat zu beseiti-
gen. Damit hat das EuGH die Posi-
tion der Gewerkschaften bestätigt. 
In dem konkreten Verfahren, das 
ver.di und die IG Metall bereits 
2016 angestrengt haben, ging es 
um den Softwarekonzern SAP.

Jetzt hat das Bundesarbeitsge-
richt (BAG) seinen Beschluss dazu 
verkündet. Es hat die Klausel zur 
Verkleinerung des Aufsichtsrats bei 
SAP für unwirksam erklärt. Diese 
Klausel der SE-Beteiligungsverein-
barung sah vor, den SAP-Aufsichts-
rat von 18 auf 12 Mitglieder zu 
verkleinern. Mit dem BAG-Be-
schluss ist jetzt klar, dass bei der 
Missachtung der Rechte von Ar-
beitnehmer*innen und Gewerk-

schaften Unwirksamkeit droht. Die 
gesicherten Sitze für Gewerk-
schaftsvertreter*innen im Auf-
sichtsrats bleiben erhalten. 

„Die BAG-Entscheidung bedeutet 
mehr Schutz für Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsrechte in der SE. Ge-
werkschaftssitze sind bei der Um-
wandlung von einer AG in eine SE 
gesichert“, heißt es dazu im Mitbe-
stimmungsportal mitbestimmung.
de der Hans-Böckler-Stiftung (hbs). 
Das gelte es jetzt auch in anderen 
Unternehmen bei SE-Verhandlun-
gen zu beachten und für starke 
Arbeitnehmer*innenrechte zu nut-
zen. „Die BAG-Entscheidung ist 
auch eine Absage an arbeitgeber-
nahe Positionen, den Unterneh-
men bei Umwandlung in eine SE 
größte Flexibilität bei der Ein-
schränkung von Arbeitnehmerrech-
ten einzuräumen“, heißt es weiter 
auf mitbestimmung.de. Arbeit-
nehmer*innen und Gewerkschaf-
ten, nicht nur bei SAP, gingen so-

mit gestärkt aus diesem Verfahren 
hervor. 

In einer Pressemitteilung kurz 
nach der EuGH-Entscheidung hat-
ten ver.di und IG-Metall diese „als 
wichtiges Signal auch an die Poli-
tik“ bezeichnet. Die Umwandlung 
in eine SE dürfe nicht dazu miss-
braucht werden, Arbeitnehmer*in-
nen Beteiligungsrechte zu entzie-
hen oder vorzuenthalten. Dies sei 
jedoch zunehmend der Fall. Die 
Konsequenzen, die sich aus der 
Umwandlung von Rechtsformen 
von Unternehmen ergeben, seien 
daher zu Recht auch im Koalitions-
vertrag der Ampel als Handlungs-
feld identifiziert worden. IG Metall 
und ver.di sehen hier entsprechen-
de Änderungen im SEBG als ent-
scheidenden Faktor an, um das 
Unterlaufen der Mitbestimmung zu 
verhindern.

Aktenzeichen 1 ABR 43/18 (BAG), 
C677/20 (EuGH)

https://mitbestimmung.de
https://mitbestimmung.de
https://mitbestimmung.de
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Gegenseitig 
 unterstützen 

Claudia arbeitet bei 
der Rentenversiche
rung Mitteldeutsch
land in Leipzig. Sie ist 
bei der BAKL aktiv. Ihr 
Team hat in drei Mona
ten schon viel erreicht:
„Wir haben viele neue 
Mitglieder gewonnen, 
auch viele neue Leute mit 
auf die Straße bekommen 
und das Bewusstsein für 
die Notwendigkeit unserer 
Forderungen geschärft. 
Ich glaube dadurch, dass 
wir eine ehrenamtliche 
BAKL sind und alles selbst 
organisieren und planen, 
stehen wir auch ganz an-
ders dahinter. Das Gute 
bei uns ist, dass wir uns 
gegenseitig so unterstüt-
zen. Da sind zum Beispiel 
Fahrer von den Leipziger 
Verkehrsbetrieben mal als 
Aktion mit in die Kitas 
gegangen und haben dort 
eine Ansprache gehalten 
– alle sind super solida-
risch.“

Justin ist Straßenbahn
fahrer in Leipzig und 
ebenfalls Mitglied der 
BAKL. Seine Botschaft 
an die Arbeit geber 
sind Zusammenhalt 
und Solidarität: 
„Die Situation ist für uns 
alle nicht einfach und 
trotzdem machen wir un-
seren Job. Wir, die Bahn-
fahrer, die Erzieherinnen 
in den Kitas und so weiter, 
wir halten die Stadt am 
Laufen. Das ist auch eine 
große Verantwortung, und 
dafür müssen wir auch 
gerecht entlohnt werden.“

S T I M M E N

 Alle unter einem Hut 
TARIFRUNDE ÖD – Bezirkliche Arbeitskampfleitung ist in Leipzig aktiv

Die Tarifverhandlungen für die rund 
2,5 Millionen Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes bei Bund und 
Kommunen sind am 27. März in die 
dritte Runde gegangen (siehe Seite 
5). Da das Angebot der Arbeitgeber 
in der zweiten Runde völlig unzurei-
chend war, hatte ver.di in allen Bun-
desländern zu Warnstreiks aufgeru-
fen – auch in Sachsen. Im ver.di- 
Bezirk Leipzig-Nordsachsen hilft 
eine ehrenamtliche Bezirksarbeits-
kampfleitung (BAKL), die Streiks 
und Aktionen zu organisieren.

Claudia arbeitet bei der Renten-
versicherung Mitteldeutschland in 
Leipzig und ist schon lange bei ver.di 
aktiv. Seit Januar ist sie Teil der neu 
formierten BAKL. „Wir sind Ehren-
amtliche aus sämtlichen Betrieben, 
die halt zum öffentlichen Dienst ge-
hören”, sagt sie. Unter anderem ge-
hören dazu die Leipziger Verkehrs-
betriebe, die Stadtreinigung, die 
Deutsche Rentenversicherung Mit-
teldeutschland, die Stadtverwaltung 
Leipzig, Horte und Kitas, aber auch 
die Dienststellen in den Städten und 
Gemeinden rund um Leipzig. 

Feuer und Flamme  
bei jedem Streik

Die größte Herausforderung ist aus 
Claudias Sicht, bei der Planung die 

vielen Köpfe und Meinungen in 
den BAKL-Sitzungen unter einen 
Hut zu bekommen. Bisher wurde 
immer konstruktiv zusammenge-
arbeitet. Es bedarf jedoch einer 
Moderation, die das alles zusam-
menhalte, gibt Claudia lachend zu. 
Ihr ist wichtig, dass die Arbeit-
geber endlich sehen, dass die Be-
schäftigten wirklich alles geben, 
um das öffentliche Leben am Lau-
fen zu halten: „Es ist so wichtig, 
dass die Leute ihr Geld kriegen, da 
wir ja auch leben müssen. Ich wün-
sche mir, dass die Arbeitgeber das 
endlich wertschätzen.“ Was sie 
weiter motiviert, sind das große In-
teresse und der Zuspruch der vielen 
Kolleg*innen. 

Claudias BAKL-Kollege Justin ist 
gerade 22 Jahre alt geworden, seit 
2020 Straßenbahnfahrer bei den 
Leipziger Verkehrsbetrieben und 
seit November ver.di-Mitglied. Seit 
Januar ist er auch in der BAKL aktiv 
und findet seine Aufgaben dort 
wahnsinnig spannend. „Wir in der 
BAKL bekommen ja schon vorab 
die ganzen Informationen, wann, 
wie lange und in welchem Ausmaß 
gestreikt wird. An den Sitzungen 
nehmen nur ausgewählte Mitglie-
der teil, das ist wirklich alles top 
secret. Sowas wird sonst in aller 
letzter Minute bekannt gegeben, 

damit sich der Arbeitgeber nicht so 
groß vorbereiten kann.” 

Die BAKL als Bindeglied

Er versteht die BAKL als ein Binde-
glied für ver.di als große Gewerk-
schaft zu einzelnen lokalen Betrie-
ben. „Wir haben sehr sehr viele Mit-
glieder gewinnen können. Tatsäch-
lich ist die Beteiligung groß, auch 
allgemein bei den großen Warn-
streiks. Das war vorher wohl nicht 
so, haben mir Kollegen erzählt.” In 
der Vergangenheit, erklärt er, sei 
wohl Vertrauen in ver.di verloren ge-
gangen. Doch ver.di habe viel um-
strukturiert und beziehe die Beschäf-
tigten jetzt mehr ein. Das sei auch 
einer der Gründe, warum viele der 
Gewerkschaft eine zweite Chance 
geben. Ein weiterer sind Aktionen 
wie ein 24- oder gar 48-Stunden-
Streik – die hat es bisher noch nicht 
gegeben: „Damit konnten wir das 
Vertrauen wieder zurückgewinnen.”

Für ihn ist es auch ein persön-
licher Erfolg zu beobachten, wie 
viele junge Leute sich engagieren 
und wie sich alle gegenseitig unter-
stützen. „Wir wollen gemeinsam 
Ziele erreichen, die Forderungen 
durchsetzen und das schaffen wir 
eben nur gemeinsam – das haben 
viele jetzt verstanden.”

 Sozialstaat verteidigen und ausbauen
FACHBEREICH C – Sylvia Bühler im Amt bestätigt

(red.) Als erster Fachbereich auf 
Bundesebene hat der Fachbereich 
C, Gesundheit, Soziale Dienste, 
 Bildung und Wissenschaft, seine 
Bundesfachbereichskonferenz ab-
gehalten. Dabei wurde Bundes-
fachbereichsleiterin Sylvia Bühler 
in ihrem Amt bestätigt und damit 
erneut für den ver.di-Bundes-
vorstand gewählt. Sie hatte in ih-

rem Rechenschaftsbericht auf vier 
„extrem anspruchsvolle und kom-
plizierte Jahre“ zurückgeblickt. In 
den kommenden Jahren werde es 
vor allem darum gehen, „den 
 Sozialstaat zu verteidigen bzw. 
auszubauen“, kündigte Bühler an. 
Dazu gehöre auch die Aufwertung 
der Berufe, die in dem Fach-
bereich  organisiert sind, und eine 

deutlich bessere Personalausstat-
tung. 

Ihr zur Seite steht dabei auch der 
ehrenamtliche Vorstand des Fach-
bereichs. Er hatte auf seiner konsti-
tuierenden Sitzung im Rahmen der 
Konferenz Johannes Hermann aus 
Dresden zum Vorsitzenden gewählt. 
Pauline Kracht aus Hannover ist sei-
ne Stellvertreterin.
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Erst einmal sehen die Zuschau-
er*innen nur ein schwarzes Bild, 
sonst nichts. Dann erklingt Jo-
hannas Stimme aus dem Off. Sie 
sagt, sie sei Medienaktivistin, 20 
Jahre lang habe sie Streiks in der 
Arbeitswelt begleitet und doku-
mentiert. Erst sehr spät sei ihr 
klar geworden, wie schlimm die 
Auswirkungen des Klimawandels 
tatsächlich seien. Nach zwei 
Jahrzehnten Streikfilmen hat Jo-
hanna nun einen Film über die 
Klimabewegung gemacht: „Der 
laute Frühling“. 

Aber nicht nur über sie. Für Jo-
hanna ist von Anfang an klar: Die 
Klimabewegung wird über ihre 
zweifelsohne mächtigen Proteste 

keine Macht entwickeln, wenn 
sie sich nicht mit der Arbeiterbe-
wegung zusammentut. „Zu se-
hen, wie erfolgreich Menschen 
sind, wenn sie gemeinsam kämp-
fen und sich an ihrem Arbeits-
platz organisieren, hat mich ge-
prägt“, sagt Johanna zu Beginn 
des Films. „Und ich denke, dass 
die strukturelle Machtlosigkeit 
der Klimabewegung genauso 
lange andauern wird, wie sie die 
strukturelle Macht von Arbei-
ter*innen ignoriert.“

Anschließend nimmt uns Jo-
hanna mit auf eine kleine Rund-
reise durch die Welt, dorthin, wo 
wir die Natur und Lebensgrund-
lagen schon nahezu zerstört ha-
ben. Sie nimmt uns mit zu den 
Aufständen im „Arabischen Früh-
ling“ und zu verschiedenen Kli-
maprotesten. Sie spricht mit ver-
schiedenen Ökonom*innen, mit 
Klima- und Gewerkschaftsakti-
vist*innen. Immer dreht es sich 
dabei um die Fragen, inwieweit 
der Kapitalismus das Grundprob-
lem des Klimawandels ist und wie 
er sich überwinden ließe. Und 
immer wieder gucken die Zu-
schauer*innen ins Nichts. Dann 
spricht Johanna wieder aus dem 
Off, erklärt Zusammenhänge.

Eine schwarzweiße Utopie

Ab etwa der Hälfte des Films 
wechseln die Bilder in eine 

 
 

 Klimakiller Kapitalismus 
F I L M T I P P – „Der laute Frühling“ denkt Klima- und Arbeiterbewegung zusammen

Knappes Gut

„Das Kräfteverhältnis 
am Arbeitsmarkt 

hat sich gedreht – 
 zugunsten der Arbeit

nehmer. Die lassen 
buchstäblich ihre 

Muskeln spielen, haben 
gelernt, dass die 

Arbeitskraft zu einem 
knappen Gut geworden 

ist.“

Aus dem Handelsblatt vom 
26. März 2023

P R E I S  ..............................................................................................

DER LAUTE FRÜHLING, EIN FILM VON LABOURNET.TV; 
BUCH, REGIE, PRODUKTION: JOHANNA SCHELLHAGEN
HYBRIDER DOKUMENTARFILM, DEUTSCHLAND 2022,  
62 MINUTEN, TERMINE UNTER LABOURNET.TV/ 
DERLAUTEFRUEHLINGTERMINE

Schwarz-Weiß-Animation. Wir be-
finden uns in Berlin 2024, Klima-
aktivist*innen und Arbeiter*innen 
schließen sich zusammen, treten 
eine Revolution los, um den Kapi-
talismus zu überwinden. 

Wer die aktuellen Streik- und 
Protestbilder in ganz Europa be-
trachtet, könnte fast denken, 
dass Johannas schwarz-weiße 
Utopie nicht völlig ausgeschlos-

sen ist. Gemeinsame Proteste 
von Gewerkschaften und den Kli-
maaktivist*innen von Fridays for 
Future hat es längst schon gege-
ben. Doch ist das schon der Be-
ginn vom Ende des Kapitalismus? 
Klar wird: 2024 werden wir den 
Kapitalismus nicht überwunden 
haben. Aber es ist allemal besser 
über sein Ende nachzudenken als 
über das der Welt. Petra Welzel

NAC HRUF  ..........................................................................................

Der Kollege Volker Olitzsch ist Anfang März im Alter von 63 Jahren 
verstorben. Zum 1. Juli 1991 hatte der gebürtige Stralsunder seine 
Arbeit als Gewerkschaftssekretär bei der hbv in der Bezirksverwaltung 
Jena aufgenommen. Seit der ver.di-Gründung gehörte er zum Team 
des Bezirks Ostthüringen. Seit 2014 verantwortete er dort vor allem 
den Großhandel. „In all den Jahren engagierte sich Volker freundlich 
und zuverlässig, mit Fachkompetenz und Einfühlungsvermögen für 
unsere Mitglieder“, heißt es in einem Nachruf des ver.di-Landesbezirks 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und des ver.di-Bezirks Thüringen.

Noch bis zum 30. April können sich Betriebsräte, JAVen, Mitarbei-
ter*innen- und Schwerbehindertenvertretungen für den Deutschen 
Betriebsrätepreis 2023 bewerben. Dabei ist es egal, ob es einzelne 
Mitglieder, ganze Gremien oder betriebsübergreifende Kooperationen 
sind. Auch Betriebsräte, die einen der Preise schon einmal gewonnen 
haben, können sich mit neuen Projekten bewerben.

Wichtig ist, dass ihre Projekte und Initiativen aus den Jahren 2021 
bis 2023 zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen, zum Erhalt von 
Arbeitsplätzen, zur Schaffung neuer Stellen im Betrieb oder zur Be-
wältigung von Krisen beigetragen haben. Es können auch mehrere 
Projekte eingereicht werden. Mehr Infos: dbrp.de

http://labournet.tv/der-laute-fruehling-termine
http://labournet.tv/der-laute-fruehling-termine
https://dbrp.de



